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Anfrage Preisig 

betreffend Plastiksammlung und Senkung des Plastikverbrauchs 

Antwort der Regierung 

 

Anhand der jährlich veröffentlichen Abfallstatistik des Bundes ist ersichtlich, dass in 

der Schweiz pro Person mehr Plastikabfälle als in anderen europäischen Ländern 

anfallen. Das ist in erster Linie auf die wirtschaftliche Lage zurückzuführen, denn bei 

allen Abfallarten steht die anfallende Menge grundsätzlich in direkter Proportion zur 

Konjunktur. Für PET-Flaschen besteht bereits ein nationales gut funktionierendes 

Sammel- und Recyclingsystem. Für andere Kunststoffarten sind in den letzten Jah-

ren diverse Sammelsysteme entstanden. Was die Sammlung und Verwertung von 

gemischten Kunststoffen aus Haushalten angeht, haben das Bundesamt für Umwelt 

(BAFU), die Vereinigung der Fachleute für Abfall und Ressourcen Cercle Déchets 

(CD) und der Schweizerische Verband Kommunale Infrastruktur (SVKI) Ende 2017 

zusammen ein Positionspapier veröffentlicht, in dem sie sich eher skeptisch gegen-

über Sammlungen von gemischten Kunststoffabfällen aus Haushalten äussern, da 

der stofflich verwertbare Anteil des Sammelguts oft tief ist und ein relevanter Anteil 

der Abfälle schlussendlich doch in einer Kehrichtverbrennungsanlage oder einem Ze-

mentwerk thermisch entsorgt werden muss. Zudem gibt es zurzeit keine Sortieranla-

gen im Inland, was oft zu längeren Transportwegen ins Ausland führt. Dies muss je-

doch nicht so bleiben. Wenn es gelingt, den Anteil an stofflich verwertbaren Abfällen 

(Recycling) im Vergleich zum Anteil der thermisch verwerteten Abfälle im Sammelgut 

substanziell zu erhöhen, können auch gemischte Kunststoffsammlungen aus Haus-

halten ökologisch und ökonomisch interessant werden. Ein solches Sammel- und Re-

cyclingsystem wäre insbesondere dann effizient und nachhaltig, wenn es auf natio-

naler Ebene schweizweit eingeführt würde. 

Zu Frage 1: Im Rahmen des Projekts «Sammlung 2025» wird zurzeit von diversen 

Organisationen entlang der gesamten Wertschöpfungskette an einem nationalen 
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Sammel- und Recyclingsystem von Kunststoffverpackungen gearbeitet. Die Organi-

sation Swiss Recycling arbeitet mit über 50 weiteren Organisationen wie Verpa-

ckungsproduzenten, Konsumgüterkonzernen, Detailhändlern und weitere an der Ein-

führung eines solchen Systems. In Graubünden gibt es bereits heute diverse Anbie-

ter von Sammelsäcken für Kunststoffe aus Haushalten, welche in diversen Gemein-

den angeboten werden. In Anbetracht dieser Tatsachen und insbesondere in Aus-

sicht eines nationalen Sammelsystems sieht die Regierung keinen Bedarf, zusätzli-

che Sammelsysteme einzuführen oder bestehende zu fördern.  

Zu Frage 2: Die Umsetzung von kantonalen Instrumenten und Massnahmen zur Ver-

einfachung und Förderung der Kunststoffsammlung aus Haushalten auf kantonaler 

Ebene ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht sinnvoll, da bereits ein nationales Sammel- 

und Recyclingsystem im Aufbau ist. Durch die Einführung einer nationalen Lösung, 

so wie sie bereits für PET-Flaschen existiert, kann ein ökologisch und ökonomisch 

effizientes Sammel- und Recyclingsystem eingeführt werden.  

Zu den Fragen 3 und 4: Im Rahmen der Überarbeitung der kantonalen Abfallplanung 

in den Jahren 2021 und 2022 durch das Amt für Natur und Umwelt wurden insge-

samt acht Ziele für die Abfallwirtschaft in Graubünden definiert. Das Ziel Nr. 3 betrifft 

die Abfallvermeidung. Die kantonale Abfallplanung enthält einen Massnahmenplan, 

durch welchen die im Rahmen der Planung festgelegten Ziele erreicht werden sollen. 

Die Massnahme WS-4 betrifft die Sensibilisierung der Bevölkerung hinsichtlich Ver-

packungsmaterialien und Motivation zum Kauf von Produkten mit wenig Verpa-

ckungsmaterialien. Die Massnahme soll durch die Abfallbewirtschaftungsverbände, 

welche im Kanton Graubünden für die Verwertung und Entsorgung von Siedlungsab-

fällen zuständig sind, entworfen und umgesetzt werden. Übergeordnete Vermei-

dungsstrategien müssten primär bei der Verpackungsindustrie und bei der Lebens-

mittelgesetzgebung ansetzen. Diese Aufgabe kann nicht von einem Kanton allein 

übernommen werden, sondern erfordert ein Vorgehen auf nationaler Ebene. 
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